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U 3 Urlaub
 Einführung

Einführung
Urlaubsrechtliche Regelungen finden sich in zahlreichen nationalen und 
europarechtlichen Vorschriften. Die wichtigste nationale Regelung ist das 
am 8.1.1963 in Kraft getretene Bundesurlaubsgesetz (BUrlG). Bundesurlaubsgesetz (BUrlG). § 1 BUrlG 
garantiert den Arbeitnehmern in Deutschland einen Mindestanspruch auf 
bezahlten Erholungsurlaub von 24 Werktagen in jedem Urlaubsjahr (= Ka-
lenderjahr, vgl. § 1 Abs. 1 Satz 2 Anlage 14 AVR). Dabei ist zu beachten, 
dass nach § 3 Abs. 2 BUrlG Werktage alle Kalendertage mit Ausnahme der 
Sonn- oder Feiertage sind.
Weitere urlaubsrechtliche RegelungenWeitere urlaubsrechtliche Regelungen finden sich u.a. in verschiedenen 
landesrechtlichen Bestimmungen zum Bildungsurlaub1 und auch die heu-
tige Elternzeit  (§  15  BEEG) wurde in der Vorgängerregelung noch als 
„Erziehungsurlaub“ bezeichnet.2 Im Sozialrecht wird nach § 208 SGB IX 
schwerbehinderten Arbeitnehmern ein Zusatzurlaub von 5 Arbeitstagen 
gewährt.3 § 19 JArbSchG begründet für Arbeitnehmer unter 18 Jahren ei-
nen gestaffelten Mindesturlaub von 25 bis 30 Werktagen. Weitere Urlaubs-
regelungen enthalten u.a. § 4 ArbPlSchG, § 17 BEEG oder § 24 MuSchG.

WICHTIG

Im Anwendungsbereich der AVR-CaritasIm Anwendungsbereich der AVR-Caritas finden sich zentrale Urlaubs-
regelungen in  Anlage 14:Anlage 14: Dazu gehören neben der Erhöhung des gesetz-
lichen Mindesturlaubs aus dem BUrlG (§ 3 Anlage 14) auch der Zusatzur-
laub nach § 4 Anlage 14 für die unter die Anlage 14 fallenden Mitarbeiter 
sowie nach § 17 für die unter die Anlagen 30 bis 32 und nach § 16 für die 
unter die Anlage 33 fallenden Mitarbeiter.

Europarechtlich enthält die RL 2003/88/EG des Europäischen Parlaments  RL 2003/88/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates und des Rates vom 4.11.2003 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeit-
gestaltung (Arbeitszeitrichtlinie) auch urlaubsrechtliche Bestimmungen. 
So haben nach Art. 7 Abs. 1 die Mitgliedstaaten die erforderlichen Maß-
nahmen zu treffen, damit jeder Arbeitnehmer einen bezahlten Mindest-
jahresurlaub von vier Wochen nach Maßgabe der Bedingungen für die 
Inanspruchnahme und die Gewährung erhält, die in den einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften und/oder nach den einzelstaatlichen Gepflogenheiten 
vorgesehen sind. Zudem darf nach Art. 7 Abs. 2 der bezahlte Mindest-
jahresurlaub außer bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht durch  

1 Eine Aufstellung der Bildungsurlaubsgesetze findet sich in Modul F 1 Ziffer 3.5.
2 Vgl. auch RL 2019/1158 zum Elternurlaub.
3 Vgl. Modul S 4 Ziffer 7.1.
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Urlaubsanspruch nach Bundesurlaubsgesetz und Anlage 14 AVR

eine finanzielle Vergütung ersetzt werden. Jede Ausnahme oder Abwei-
chung hiervon ist nach Art. 17 unzulässig.
Auch in Art. 31 Abs. 2 der Charta der Grundrechte der Europäischen Art. 31 Abs. 2 der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union Union wird ein Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub für alle Arbeitneh-
mer festgeschrieben. Nach der Rechtsprechung des EuGH kann Art. 31 
Abs. 2 der Charta als ein Ursprung des bezahlten Urlaubsanspruchs be-
trachtet werden, dem als wesentlicher Grundsatz des Sozialrechts der Uni-
on zwingender Charakter zukommt.1 
In den zurückliegenden Jahren hat die Rechtsprechung des Europäischen Rechtsprechung des Europäischen 
GerichtshofsGerichtshofs wesentlichen Einfluss auch auf die nationale Rechtspre-
chung des Bundesarbeitsgerichts genommen und insbesondere zwin-
gende Vorgaben zu Fragen der Abgeltung, des Verfalls sowie der Be-
rechnung des Mindesturlaubs gesetzt.2 Der EuGH weist dem Urlaubsrecht 
eine doppelte Zielrichtung zu. So soll der Urlaub dem Arbeitnehmer zum 
einen ermöglichen, sich von seinen arbeitsvertraglichen Aufgaben zu er-
holen und zum anderen soll er über einen Zeitraum für Entspannung und  
Freizeit verfügen.3

2.   Urlaubsanspruch nach Bundesurlaubsgesetz und  
Anlage 14 AVR

2.1 Anspruchsberechtigter Personenkreis
Einen Anspruch auf Erholungsurlaub haben

• Arbeitnehmer im Sinn des § 611a BGB (§ 2 Satz  1 BUrlG, § 1 Abs.  1  
Anlage 14)

• Arbeitnehmerähnliche Personen (§ 2 Satz 2 BUrlG)
• Heimarbeiter (§ 12 BUrlG)
• Auszubildende (§ 2 BUrlG, § 1 Abs. 1 Anlage 14)
• Praktikanten (§ 4 BUrlG Anlage 7b i.V.m. Anlage 14)

1  EuGH, Urteile vom 6.11.2018, C-684/16, Rn. 72 (Max-Planck-Gesellschaft); 6. 11. 2018, 
C-569/16 und C-570/16, Rn. 83 (Bauer); 16.3.2006, C-131/04 und C-257/04, Rn. 48 und 
68 (Robinson-Steele u.a.).

2  Vgl. etwa EuGH (Große Kammer), Urteil vom 4.10.2018, C-12/17 (Tribunalul Botoşani, 
Ministerul Justiţiei/Dicu); EuGH (1. Kammer), Urteil vom 12.6.2014, C-118/13 (Gü-
lay Bollacke/K + K Klaas & Kock B. V. & Co. KG); EuGH (Große Kammer), Urteil vom 
6.11.2018, C-684/16 (Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften eV /  
Tetsuji Shimizu); EuGH (Große Kammer), Urteil vom 6.11.2018, C-619/16 (Kreuziger /  
Land Berlin).

3  EuGH, Urteil vom 22.4.2010, C-486/08 (Kommission/Frankreich); Urteil vom 29.11.2017, 
C-214/16 (King); vgl. auch Hamacher, Von der Kunst, den Urlaubsanspruch zu erfüllen, 
NZA 2018, 487.
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 Urlaubsanspruch nach Bundesurlaubsgesetz und Anlage 14 AVR

Sowohl für die Anlage 14 als auch für das Bundesurlaubsgesetz ist trotz 
der unterschiedlichen Benennung (Mitarbeiter/Arbeitnehmer) einheitlich 
auf den allgemeinen Arbeitnehmerbegriff abzustellen. Insofern kann auf 
die in § 611a BGB enthaltene Definition verwiesen werden. Arbeitneh-
mer ist damit derjenige, der aufgrund eines privatrechtlichen Vertrags im 
Dienst eines anderen zur abhängigen und weisungsgebundenen Arbeit abhängigen und weisungsgebundenen Arbeit 
verpflichtet ist.1

Nicht anspruchsberechtigt sind die sogenannten Ein-Euro-Jobber i.S.v.  
§ 16 Abs. 3 Satz 2 SGB II. Diese Beschäftigungsverhältnisse stellen keine 
Arbeitsverhältnisse im Sinn des § 611a BGB dar und der Rechtsweg zu den 
Arbeitsgerichten ist für sie nicht eröffnet.2

2.2 Rechtsnatur des Urlaubsanspruchs
Der Urlaubsanspruch stellt einen privatrechtlichen Anspruch auf Arbeits-
befreiung dar. Dabei geht das BAG davon aus, dass sich der daneben 
bestehende Anspruch auf Zahlung des Arbeitsentgelts aus § 611a Abs. 2 
BGB ergibt 3, während der EuGH von einem einheitlichen Anspruch aus-
geht, der sich aus der Freistellung einerseits und dem Entgelt anderer-
seits zusammensetzt.4 Im Ergebnis gelangen beide Ansätze zur gleichen 
rechtlichen Konsequenz, zumal auch das BAG bestätigt, dass eine reine 
Arbeitsbefreiung nicht ausreichend ist, sondern jeder Anspruchsberech-
tigte vor Antritt des Urlaubs Gewissheit darüber haben muss, dass ihm 
sein Urlaubsentgelt gezahlt wird.5

2.3 Unabdingbarkeit des Urlaubsanspruchs
§ 13 BUrlG sieht vor, dass von den gesetzlichen Vorschriften mit Ausnah-
me der §§ 1, 2 und 3 Abs. 1 in Tarifverträgen abgewichen werden kann. 
Diese abweichenden Bestimmungenabweichenden Bestimmungen haben zwischen nichttarifgebun-
denen Arbeitgebern und Arbeitnehmern dann Geltung, wenn zwischen 
diesen die Anwendung der einschlägigen tariflichen Urlaubsregelung ver-
einbart ist. Im Übrigen kann, abgesehen von § 7 Abs. 2 Satz 2 BUrlG, 
von den Bestimmungen dieses Gesetzes nicht zuungunsten des Arbeit-nicht zuungunsten des Arbeit-
nehmers nehmers abgewichen werden. Die Regelung soll berücksichtigen, dass die 
Tarifparteien zahlreiche urlaubsrechtliche Regelungen in ihren Tarifver-
trägen regeln. Insoweit wird auch von einem Vorrangprinzip gesprochen.6

1 BAG, Urteil vom 20.8.2003, 5 AZR 610/02.
2 BAG, Beschluss vom 8.11.2006, 5 AZB 36/06.
3 BAG, Urteil vom 20.9.2011, 9 AZR 416/10.
4  EuGH, Urteil vom 26.6.2001, C-173/99 (The Queen/Secretary of State for Trade and 

Industry, ex parte: Broadcasting, Entertainment, Cinematographic and Theatre Union 
[BECTU]).

5 BAG, Urteil vom 10.2.2015, 9 AZR 455/13.
6 BeckOK ArbR/Lampe, BUrlG, § 13 Rn. 1.
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Die Regelungen der AVR-Caritas Regelungen der AVR-Caritas können dieses Vorrangprinzip für sich 
nicht in Anspruch nehmen, weil die AVR kein Tarifvertrag sind. Im Ver-
fahren des Dritten Wegs zustande gekommene kirchliche Arbeitsrechts-
regelungen sind nach der Rechtsprechung keine Tarifverträge, sondern 
Allgemeine Geschäftsbedingungen. Sie sind jedoch grundsätzlich wie Ta-
rifverträge nur daraufhin zu untersuchen, ob sie gegen die Verfassung, 
gegen anderes höherrangiges zwingendes Recht oder gegen die guten Sit-
ten verstoßen.1 Gleichwohl kann durch Allgemeine Geschäftsbedingungen 
nicht von den zwingenden Vorschriften des Bundesurlaubsgesetzes zuun-
gunsten der Mitarbeiter abgewichen werden.
Der Günstigkeitsvergleich Günstigkeitsvergleich ist anhand eines objektiven Beurteilungsmaß-
stabs vorzunehmen. Maßgebend ist die Einschätzung eines verständigen 
Arbeitnehmers unter Berücksichtigung der Verkehrsanschauung. Auf die 
subjektive Einschätzung des betroffenen Arbeitnehmers kommt es nicht 
an. Ist die einzelvertragliche Regelung bei objektiver Betrachtung gleich 
oder gleichwertig (sogenannte neutrale Regelung), ist sie nicht günstiger.2

2.4 Wartezeit, Teilurlaub und gekürzter Vollurlaub
Nach § 4 BUrlG wird „der volle Urlaubsanspruch erstmalig nach sechs-
monatigem Bestehen des Arbeitsverhältnisses erworben“. In gleicher Wei-
se sieht auch § 1 Abs. 6 der Anlage 14 vor, dass der „Erholungsurlaub 
erstmalig nach Ablauf von sechs Monaten seit Einstellung (Wartezeit)“ 
geltend gemacht werden kann.

WICHTIG

Beide Regelungen beziehen sich lediglich auf das Entstehen des vollen vollen 
Urlaubsanspruchs.Urlaubsanspruchs. Bereits vor Ablauf der Wartezeit erwerben die An-
spruchsberechtigten aber die Möglichkeit, TeilurlaubTeilurlaub zu beantragen (§ 5 
BUrlG, § 1 Abs. 6 Satz 2 Anlage 14).

Die Wartezeit berechnet sich nach § 187 Abs. 2, § 188 Abs. 2 BGB und 
beginnt mit dem Tag, für den die Arbeitsaufnahme vereinbart worden ist.3 

In den Fällen, in denen ein Ausbildungsverhältnis direkt in ein Arbeits-
verhältnis übergeht, wird die Zeit des Ausbildungsverhältnisses auf die 
Wartezeit angerechnet. Dauerte das Ausbildungsverhältnis beim Arbeit-
geber also länger als sechs Monate, entsteht für das sich anschließende 

1 BAG, Urteil vom 30.10.2019, 6 AZR 465/18.
2 BAG, Urteil vom 15.4.2015, 4 AZR 587/13.
3 BeckOK ArbR/Lampe, BUrlG, § 4 Rn. 2.
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